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Bundeserziehungsgeld und Elternzeitgesetz (BErzGG) 
 
§ 5 Höhe des Erziehungsgeldes; Einkommensgrenzen 
(1) Das monatliche Erziehungsgeld beträgt bei einer beantragten Zahlung für längstens bis 
zur Vollendung des  
1. 12. Lebensmonats 450 Euro (Budget), 
2. 24. Lebensmonats 300 Euro (Regelbetrag). 
 
Die im Antrag getroffene Entscheidung für das Budget oder den Regelbetrag ist für die volle 
Bezugsdauer verbindlich. … 
… 
(3) In den ersten sechs Lebensmonaten des Kindes entfällt der Anspruch auf den 
Regelbetrag, wenn das Einkommen nach § 6 bei Ehegatten, die nicht dauernd getrennt 
leben, 30 000 Euro und bei anderen Berechtigten 23 000 Euro übersteigt. Der Anspruch auf 
das Budget entfällt, wenn das Einkommen nach § 6 bei Ehegatten, die nicht dauernd 
getrennt leben, 22 086 Euro und bei anderen Berechtigten 19 086 Euro übersteigt. Vom 
Beginn des siebten Lebensmonats an verringert sich das Erziehungsgeld, wenn das 
Einkommen nach § 6 bei Ehegatten, die nicht dauernd getrennt leben, 16 500 Euro und bei 
anderen Berechtigten 13 500 Euro übersteigt. 
… 
Für Eltern in einer eheähnlichen Gemeinschaft gelten die Vorschriften zur 
Einkommensgrenze für Verheiratete, die nicht dauernd getrennt leben. Für Lebenspartner 
gilt die Einkommensgrenze für Verheiratete entsprechend. 
 
(4) Das Erziehungsgeld wird ab dem siebten Lebensmonat gemindert, wenn das Einkommen 
die in Absatz 3 Satz 3 und 4 geregelten Grenzen übersteigt. Der Regelbetrag verringert sich 
um 5,2 Prozent und das Budget verringert sich um 7,2 Prozent des Einkommens, das die in 
Absatz 3 Satz 3 und 4 geregelten Grenzen übersteigt. 
 
§ 6 Einkommen 
  (1) Als Einkommen gilt die nicht um Verluste in einzelnen Einkommensarten zu 
vermindernde Summe der positiven Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des 
Einkommensteuergesetzes abzüglich 24 vom Hundert … gemindert um folgende Beträge:  
 
1.Unterhaltsleistungen an andere Kinder, für die die Einkommensgrenze nicht nach § 5 Abs. 
3 Satz 4 erhöht worden ist, bis zu dem durch Unterhaltstitel oder durch Vereinbarung 
festgelegten Betrag, 
 
2.Unterhaltsleistungen an sonstige Personen, soweit sie nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 oder § 33a 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes berücksichtigt werden, 
… 
(2) Für die Berechnung des Erziehungsgeldes im ersten Lebensjahr des Kindes ist das 
Einkommen im Kalenderjahr vor der Geburt des Kindes, beim angenommenen Kind im 
Kalenderjahr vor der Aufnahme des Kindes bei der berechtigten Person maßgebend. Für die 
Berechnung des Erziehungsgeldes im zweiten Lebensjahr des Kindes ist das Einkommen im 
Kalenderjahr der Geburt des Kindes, beim angenommenen Kind im Kalenderjahr seiner 
Aufnahme bei der berechtigten Person maßgebend.  
 
(3) Zu berücksichtigen ist das Einkommen der berechtigten Person und ihres Ehegatten oder 
Lebenspartners, soweit sie nicht dauernd getrennt leben. Leben die Eltern in einer 
eheähnlichen Gemeinschaft, ist auch das Einkommen des Partners zu berücksichtigen; 
dabei reicht die formlose Erklärung über die gemeinsame Elternschaft und das 
Zusammenleben aus.  
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(4) Soweit ein ausreichender Nachweis der Einkünfte in dem maßgebenden Kalenderjahr 
nicht möglich ist, werden der Ermittlung die Einkünfte in dem Kalenderjahr davor zugrunde 
gelegt.  
 
 (6) Ist die berechtigte Person während des Erziehungsgeldbezugs nicht erwerbstätig, 
bleiben ihre Einkünfte aus einer vorherigen Erwerbstätigkeit unberücksichtigt. Ist sie während 
des Erziehungsgeldbezugs erwerbstätig, sind ihre voraussichtlichen Erwerbseinkünfte in 
dieser Zeit maßgebend. Sonderzuwendungen bleiben unberücksichtigt. 
 
Bundeselterngeld und Elternzeitgesetz (BEEG) 
 
§ 1 Berechtigte 
(1) Anspruch auf Elterngeld hat, wer  
1.einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat, 
2.mit seinem Kind in einem Haushalt lebt, 
3.dieses Kind selbst betreut und erzieht und 
4.keine oder keine volle Erwerbstätigkeit ausübt. 
 
(6) Eine Person ist nicht voll erwerbstätig, wenn ihre wöchentliche Arbeitszeit 30 
Wochenstunden im Durchschnitt des Monats nicht übersteigt, sie eine Beschäftigung zur 
Berufsbildung ausübt oder sie eine geeignete Tagespflegeperson im Sinne des § 23 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch ist und nicht mehr als fünf Kinder in Tagespflege betreut. 
 
§ 2 Höhe des Elterngeldes 
  (1) Elterngeld wird in Höhe von 67 Prozent des in den zwölf Kalendermonaten vor dem 
Monat der Geburt des Kindes durchschnittlich erzielten monatlichen Einkommens aus 
Erwerbstätigkeit bis zu einem Höchstbetrag von 1 800 Euro monatlich für volle Monate 
gezahlt, in denen die berechtigte Person kein Einkommen aus Erwerbstätigkeit erzielt. Als 
Einkommen aus Erwerbstätigkeit ist die Summe der positiven Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, selbstständiger Arbeit und nichtselbstständiger Arbeit im 
Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 des Einkommensteuergesetzes nach Maßgabe der 
Absätze 7 bis 9 zu berücksichtigen.  
 
(2) In den Fällen, in denen das durchschnittlich erzielte monatliche Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit vor der Geburt geringer als 1 000 Euro war, erhöht sich der Prozentsatz von 
67 Prozent um 0,1 Prozentpunkte für je 2 Euro, um die das maßgebliche Einkommen den 
Betrag von 1 000 Euro unterschreitet, auf bis zu 100 Prozent.  
 
(3) Für Monate nach der Geburt des Kindes, in denen die berechtigte Person ein Einkommen 
aus Erwerbstätigkeit erzielt, das durchschnittlich geringer ist als das nach Absatz 1 
berücksichtigte durchschnittlich erzielte Einkommen aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt, 
wird Elterngeld in Höhe des nach Absatz 1 oder 2 maßgeblichen Prozentsatzes des 
Unterschiedsbetrages dieser durchschnittlich erzielten monatlichen Einkommen aus 
Erwerbstätigkeit gezahlt. Als vor der Geburt des Kindes durchschnittlich erzieltes 
monatliches Einkommen aus Erwerbstätigkeit ist dabei höchstens der Betrag von 2.700 Euro 
anzusetzen.  
 
  (4) Lebt die berechtigte Person mit zwei Kindern, die das dritte Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, oder mit drei oder mehr Kindern, die das sechste Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, in einem Haushalt, so wird das nach den Absätzen 1 bis 3 und 5 
zustehende Elterngeld um zehn Prozent, mindestens um 75 Euro, erhöht. Zu 
berücksichtigen sind alle Kinder, für die die berechtigte Person die Voraussetzungen des § 1 
Abs. 1 und 3 erfüllt und für die sich das Elterngeld nicht nach Absatz 6 erhöht. 3Für 
angenommene Kinder und Kinder im Sinne von § 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 gilt als Alter des 
Kindes der Zeitraum seit der Aufnahme des Kindes bei der berechtigten Person. Die 
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Altersgrenze nach Satz 1 beträgt bei behinderten Kindern im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch jeweils 14 Jahre. Der Anspruch auf den 
Erhöhungsbetrag endet mit dem Ablauf des Monats, in dem eine der in Satz 1 genannten 
Anspruchsvoraussetzungen entfallen ist.  
 
(5) Elterngeld wird mindestens in Höhe von 300 Euro gezahlt. Dies gilt auch, wenn in dem 
nach Absatz 1 Satz 1 maßgeblichen Zeitraum vor der Geburt des Kindes kein Einkommen 
aus Erwerbstätigkeit erzielt worden ist. Der Betrag nach Satz 1 wird nicht zusätzlich zu dem 
Elterngeld nach den Absätzen 1 bis 3 gezahlt.  
 
(6) Bei Mehrlingsgeburten erhöht sich das nach den Absätzen 1 bis 5 zustehende Elterngeld 
um je 300 Euro für das zweite und jedes weitere Kind.  
 
§ 4 Bezugszeitraum 
 
(1) Elterngeld kann in der Zeit vom Tag der Geburt bis zur Vollendung des 14. Lebens-
monats des Kindes bezogen werden. …  
 
 (2) Elterngeld wird in Monatsbeträgen für Lebensmonate des Kindes gezahlt. Die Eltern 
haben insgesamt Anspruch auf zwölf Monatsbeträge. Sie haben Anspruch auf zwei weitere 
Monatsbeträge, wenn für zwei Monate eine Minderung des Einkommens aus 
Erwerbstätigkeit erfolgt. Die Eltern können die jeweiligen Monatsbeträge abwechselnd oder 
gleichzeitig beziehen.  
 
  (3) Ein Elternteil kann höchstens für zwölf Monate Elterngeld beziehen. Lebensmonate des 
Kindes, in denen nach § 3 Abs. 1 oder 3 anzurechnende Leistungen (Mutterschafts-
leistungen!, Anm. Wersig) zustehen, gelten als Monate, für die die berechtigte Person 
Elterngeld bezieht. …  
Elterngeld für 14 Monate steht einem Elternteil auch zu, wenn  
1.ihm die elterliche Sorge oder zumindest das Aufenthaltsbestimmungsrecht allein zusteht 
oder er eine einstweilige Anordnung erwirkt hat, mit der ihm die elterliche Sorge oder 
zumindest das Aufenthaltsbestimmungsrecht für das Kind vorläufig übertragen worden ist, 
2.eine Minderung des Einkommens aus Erwerbstätigkeit erfolgt und 
3.der andere Elternteil weder mit ihm noch mit dem Kind in einer Wohnung lebt. 
 
§ 27 Übergangsvorschrift 
 
(1) Für die vor dem 1. Januar 2007 geborenen oder mit dem Ziel der Adoption 
aufgenommenen Kinder sind die Vorschriften des Ersten und Dritten Abschnitts des 
Bundeserziehungsgeldgesetzes in der bis zum 31. Dezember 2006 geltenden Fassung 
weiter anzuwenden; ein Anspruch auf Elterngeld besteht in diesen Fällen nicht. 
 
Alternativvorschlag des Deutschen Juristinnenbundes zur gemeinsamen Teilzeit: 
 
§ 4 Abs. 2 Sätze 5 bis 7 BEEG wird wie folgt gefasst: "Ein Monatsbetrag im Sinne von Satz 2 
liegt auch bei einer gleichzeitigen Inanspruchnahme des Elterngeldes durch beide Eltern vor, 
wenn das Einkommen bei jedem Elternteil höchstens um die Hälfte reduziert wird. Für die 
Berechnung der Hälfte nach Satz 5 ist ein Vergleich zwischen dem für die 
Elterngeldberechnung maßgeblichen Einkommen vor der Geburt ohne die Abzüge nach § 2 
Abs. 7 und 8 und unter Außerachtlassung der Monate, in denen kein Einkommen erzielt 
wurde, und dem Einkommen in der Zeit des Elterngeldbezuges vorzunehmen. § 2 Abs. 5 
und 6 sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass für jeden Elternteil jeweils ein Betrag von 
150 Euro gilt." 
(Quelle: http://www.djb.de/Kommissionen/kommission-recht-der-sozialen-sicherung-
familienlastenausgleich/st08-06-BEEG/) 
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Steuerliche Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten, Einkommensteuergesetz 
 
§ 4f Erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten 
Aufwendungen für Dienstleistungen zur Betreuung eines zum Haushalt des Steuerpflichtigen 
gehörenden Kindes im Sinne des § 32 Abs. 1, die wegen einer Erwerbstätigkeit des 
Steuerpflichtigen anfallen, können bei Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben oder wegen einer vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetretenen körperlichen, 
geistigen oder seelischen Behinderung außerstande sind, sich selbst zu unterhalten, in Höhe 
von zwei Dritteln der Aufwendungen, höchstens 4 000 Euro je Kind, bei der Ermittlung der 
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbständiger Arbeit wie 
Betriebsausgaben abgezogen werden. Im Falle des Zusammenlebens der Elternteile gilt 
Satz 1 nur, wenn beide Elternteile erwerbstätig sind. Satz 1 gilt nicht für Aufwendungen für 
Unterricht, die Vermittlung besonderer Fähigkeiten sowie für sportliche und andere 
Freizeitbetätigungen. 
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